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Beschäftigung und Mindestlöhne –  
Neue Ergebnisse der empirischen  
Mindestlohnforschung

Gerhard Bosch

Noch vor 15 Jahren gingen die meisten Ökonomen davon aus, dass Mindestlöhne negative Beschäftigungseffekte haben. Die neue 
empirische Mindestlohnforschung in den USA und in Großbritannien bestätigt diese Annahmen nicht. Angesichts der neuen Fakten 
hat sich auch das Meinungsbild über Mindestlöhne unter den Ökonomen dieser Länder geändert. In Deutschland allerdings werden 
diese Ergebnisse systematisch ignoriert und alte Weltbilder zum Mindestlohn durch Modellrechnungen stabilisiert. Es ist an der Zeit, 
vorliegende internationale Forschungsbefunde sorgfältig zu rezipieren und damit nicht nur den Anschluss an den Stand der Wissenschaft 
zu halten, sondern auch von ausländischen Erfahrungen zu lernen. 

1
Einleitung

Der Zusammenhang zwischen Mindest­
löhnen und Beschäftigung ist seit Lan­
gem Gegenstand heftiger Debatten in der 
Volkswirtschaftslehre. Der britische Öko­
nom Manning (2003, S. 338) konstatiert in 
diesem Zusammenhang, dass viele Öko­
nomen Schwierigkeiten hätten, auch nur 
die Möglichkeit in Erwägung zu ziehen, 
dass Mindestlöhne Beschäftigung nicht 
zerstören würden – fast so als wolle man 
gesicherte wissenschaftliche Grundlagen, 
wie etwa das Gesetz über die Schwerkraft, 
infrage stellen. Ein Beispiel für ein solches 
Beharrungsvermögen ist ein gemeinsamer 
Aufruf der Präsidenten und Direktoren der 
großen deutschen Wirtschaftsforschungs­
institute vom 12. März 2008 (Blum et al. 
2008): „So oder so – der Mindestlohn 
führt zu erheblichen Beschäftigungsver­
lusten. Diese Beschäftigungsverluste sind 
im Westen unseres Landes erheblich. Im 
Osten werden sie erschütternde Ausmaße 
annehmen.“ Auch in anderen entwickel­
ten Ländern teilte lange Zeit die Mehrheit 
der Ökonominnen und Ökonomen die­
se Überzeugung. Mittlerweile sind diese 
Mehrheiten in vielen Ländern durch neue 
Forschungsergebnisse zu den Beschäfti­
gungswirkungen von Mindestlöhnen brü­
chig geworden. So forderten im Oktober 
2006 650 amerikanische Wirtschaftswis­
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, 
darunter fünf Nobelpreisträger, eine Er­
höhung des Mindestlohnes (EPI 2006). 
Der Meinungsumschwung in den USA 
und Großbritannien wurde durch neue 

empirische Untersuchungen, vor allem von 
Card und Krueger (1995) sowie der briti­
schen Low Pay Commission, angestoßen, 
die außerdem die lange Jahre festgefahrene 
Theoriediskussion neu belebten. 

Im Folgenden sollen zunächst die theo­
retischen Argumente für und gegen negative 
Beschäftigungswirkungen von Mindestlöh­
nen nachgezeichnet werden (Abschnitt 1). 
Da sich aus theoretischen Modellen keine 
eindeutigen Aussagen über die Beschäfti­
gungswirkungen von Mindestlöhnen ablei­
ten lassen, können theoretische Kontrover­
sen nur über empirische Untersuchungen 
entschieden werden. Daher werden im 
Anschluss die Ergebnisse wichtiger neu­
er empirischer Studien zusammengefasst 
(Abschnitt 2). Der Schwerpunkt wird dabei 
auf die neue amerikanische Mindestlohn­
forschung gelegt, vor allem die methodisch 
innovativen Studien des Institute for Labor 
and Employment in Berkeley, die bislang 
noch keinen Eingang in die deutsche Dis­
kussion gefunden haben.1 In Abschnitt 3 
werden Schlussfolgerungen aus dem neue­
ren Forschungsstand gezogen, die auch für 
die Mindestlohndebatte in Deutschland zu 
berücksichtigen sind.

2
Theorien über den  
Zusammenhang von  
Mindestlöhnen und  
Beschäftigung 

2.1 Die Neoklassik

Die neoklassische Standardargumenta­
tion über die Beschäftigungswirkungen 
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1	 Die wichtigsten Ergebnisse der rund 70 For-
schungsberichte zum britischen Mindestlohn wur-
den an anderer Stelle zusammengefasst (Bosch/
Weinkopf 2006; Bosch/Kalina/Weinkopf 2009).

von Mindestlöhnen wurde von Stigler 
(1946) in einem berühmten Aufsatz mit 
dem Titel „The economics of minimum 
wage legislation“ entwickelt: In Märkten 
mit vollkommenem Wettbewerb werden 
die Beschäftigten nach ihrer Produktivität 
entlohnt. Bei Einführung eines Mindest­
lohnes werden die Arbeiter, deren Produk­
tivität unterhalb des Mindestlohnes liegt, 
entlassen – es sei denn, ihre Produktivität 
erhöht sich. Dies kann z. B. durch eine hö­
here Arbeitsintensität oder durch Einfüh­
rung neuer Technologien erreicht werden. 
Eine höhere Arbeitsintensität hielt Stigler 
jedoch bei den gering bezahlten Beschäf­
tigten für unwahrscheinlich, da diese Ar­
beitskräfte schon durch Armut zu äußers­
ter Anstrengung angetrieben würden und 
die Arbeitsintensität zur Vermeidung einer 
Entlassung nochmals um 50 % und mehr 
– also jenseits des seinerzeit Erwartbaren 
– gesteigert werden müsse (Stigler 1946, 
S. 359). Stigler kommt letztlich zu dem 
Schluss, dass Ökonomen die allgemein 
geteilte Aussage treffen könnten, dass die 
Beschäftigungseffekte von Mindestlöhnen 
negativ seien. 
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Stigler hat immerhin anerkannt, dass 
die Beschäftigungseffekte von Mindest­
löhnen theoretisch nicht eindeutig deter­
miniert sind, als er auf die Möglichkeit 
der Steigerung der Produktivität verwies. 
Gleichwohl schließt er diesen Fall katego­
risch aus und kann erst damit eindeutige 
Aussagen zu den Beschäftigungseffekten 
ableiten. Stigler hatte den physisch er­
schöpften Industriearbeiter der 1940er 
Jahre vor Augen, aus dem keine höhere 
Leistung herauszuholen sei. Heute aber 
wissen wir, welche Potenziale der Pro­
duktionssteigerung sowohl durch die Re­
organisation der Arbeitsabläufe als auch 
durch die Einführung neuer Technologien 
seit 1946 realisiert werden konnten. Stei­
gende Löhne waren dabei sicherlich eine 
Triebkraft der Reorganisation von Unter­
nehmen. 

In den 1950er Jahren war die Diskus­
sion über die Wirkung von Mindestlöhnen 
auf das Beschäftigungsniveau in der Volks­
wirtschaftslehre noch offen. Preiser (1953) 
kritisierte etwa die These einer feststehen­
den Nachfragekurve und einer Entlohnung 
nach der Grenzproduktivität: 

„Die Notwendigkeit einer Ergänzung (der 
Grenzproduktivitätstheorie – der Autor) 
ist zunächst offensichtlich, sobald die Frage 
nach den Möglichkeiten einer dauerhaf­
ten Erhöhung der Löhne durch gewerk­
schaftliche Macht oder staatliches Diktat 
gestellt wird…. Die Grenzproduktivitäts­
theorie leugnet diese Möglichkeit; in der 
Tat wird die relative Seltenheit der Pro­
duktivitätsfaktoren dadurch nicht geän­
dert. Eine gewaltsame Erhöhung der Löhne 
hat daher nur Arbeitslosigkeit zur Folge. 
Andererseits scheint die Erfahrung zu zei­
gen, dass solche Lohnerhöhungen möglich 
sind, ohne dass die Beschäftigung zurück­
geht. Gehen sie vielleicht zu Lasten von 
Monopolrenten, die ohne Gefahr für den 
Beschäftigungsstand verringert werden 
könnten? Oder gibt eine solche Lohner­
höhung möglicherweise den Anstoß zu ei­
ner gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
die alle bisherigen Grundlagen verändert, 
das Volkseinkommen, den Konsum, die 
Investitionen, so dass sich nicht nur der 
Lohn absolut – nominal und real – hebt, 
sondern auf dem Umweg über verstärkte 
Investitionen und eine vergrößerte Sach­
ausrüstung der Volkswirtschaft auch die 
relative Seltenheit des Produktionsfaktors 
Arbeit und damit seine Quote am Sozial­
produkt zunimmt?“ (Preiser 1953, S. 279). 

In den USA sieht Lester (1964) einen „Be­
reich der Nichtdeterminiertheit“, in dem 
man Löhne ändern kann, ohne dass dies 
nennenswerte Auswirkungen auf die 
Beschäftigung habe. Der „Schock“ von 
Lohnerhöhungen könne Unternehmen 
dazu zwingen, ihre Managementprakti­
ken und ihre Arbeitsorganisation zu ver­
bessern, wodurch sich die Beschäftigung 
und der Output erhöhen würden. Lester 
lenkt den Blick aber auch auf Produktivi­
tätseffekte bei unveränderter Arbeitsor­
ganisation und technischer Ausstattung. 
Höhere Löhne können die Fluktuation der 
Beschäftigten verringern, wodurch die Un­
ternehmen nicht nur Rekrutierungs- und 
Anlernkosten sparen, sondern auch von 
den Produktivitätssteigerungen durch in­
formelles Lernen profitieren. 

In den folgenden Jahrzehnten ist im 
Mainstream der ökonomischen Theorie 
der Blick auf diese Handlungsmöglich­
keiten und auch auf die von Preiser (1953) 
angesprochenen makro-ökonomischen 
Wirkungen zunehmend verloren gegan­
gen. So schreiben Baumol/Blinder (1979) in 
ihrer Einführung in die Volkswirtschaft: 
„Die Wirkung von Mindestlöhnen liegt 
nicht in der Erhöhung des Einkommens 
der am geringsten qualifizierten Beschäf­
tigten, sondern in der Beschränkung ihrer 
Beschäftigungsmöglichkeiten.“ Heilbron-
ner/Thurow (1987) argumentieren: „Min­
destlöhne haben zwei Auswirkungen. Sie 
erhöhen die Verdienste der Beschäftigten, 
aber sie sind auch die Ursache für den Ar­
beitsplatzverlust anderer.“ In der verkürz­
ten Lehrbuchargumentation der Neoklas­
sik wurde die theoretische Offenheit des 
Ursprungs-Modells von Stigler weitgehend 
zurückgenommen. Danach werden Be­
schäftigte in einer Situation vollkommenen 
Wettbewerbs in Höhe ihrer individuellen 
Grenzprodukte entlohnt. Reaktionen auf 
Lohnänderungen wie die Einführung 
neuer Technologien, eine Verbesserung 
der Arbeitsorganisation sowie die Weiter­
bildung und Motivationssteigerung von 
Beschäftigten – also Maßnahmen, die die 
Produktivität verbessern können – blei­
ben in diesem Modell unberücksichtigt. 
Unternehmer und Beschäftigte werden als 
reine Anpasser an externe Bedingungen 
und nicht als aktive und möglicherweise 
innovative Akteure angesehen. Card/Krue-
ger (1995, S. 11) merken hierzu ironisch an, 
dass unter solchen Annahmen die Arbeit 
der Personalabteilungen sehr einfach sei: 
Die Personalleiter müssten nur die Markt­

löhne beobachten und dementsprechend 
die Löhne festsetzen. 

2.2 Modifikationen des  
neoklassischen Modells

In den letzten Jahren konnten in einer 
Vielzahl von empirischen Untersuchun­
gen keine negativen Auswirkungen von 
Mindestlöhnen festgestellt werden (vgl. 
Abschnitt 3). Auf der Suche nach Erklärun­
gen öffnete sich auch die theoretische De­
batte wieder. Innerhalb der neoklassischen 
Theorie wurde auf die Vermachtung von 
Arbeitsmärkten als mögliche Erklärung 
hingewiesen. In monopsonistische Arbeits-
marktstrukturen sind die Unternehmen 
nicht wie im Modell des vollkommenen 
Wettbewerbs Preisnehmer, sondern verfü­
gen über so viel Marktmacht, dass sie die 
Löhne unterhalb des Gleichgewichtslohns 
festsetzen können. Wenn sie ihren Profit 
maximieren wollen, stellen sie nur solan­
ge Arbeitskräfte ein, wie der Grenzerlös 
die Grenzkosten übersteigt. Unternehmen 
drosseln auf diese Weise ihre Nachfrage 
nach Arbeitskräften, um die Löhne niedrig 
zu halten. Im Ergebnis liegen die gezahlten 
Löhne unter dem Gleichgewichtslohn und 
das Beschäftigungsniveau ist auch geringer 
als bei vollkommenem Wettbewerb. Durch 
einen extern festgelegten Mindestlohn 
in Höhe des Gleichgewichtslohnes steigt 
die Beschäftigung (Card/Krueger 1995, 
S. 355ff.; OECD 1998, S. 43; Ragacs 2002; 
Rothschild 1988, S. 40ff.). Die Theorie des 
Monopsons ist seit Langem bekannt. Sie 
spielte aber früher keine Rolle, da eine 
solche Marktmacht eines einzelnen Un­
ternehmens für unwahrscheinlich gehal­
ten wurde. Manning (2003) argumentiert 
jedoch, dass man sich nicht an dem Präfix 
„Mono“ festhalten sollte. Kein Unterneh­
men handele völlig isoliert. Man müsse 
auch an Modelle von Oligopsonen denken, 
in denen z. B. wenige Unternehmen auf  
regionalen Arbeitsmärkten die Löhne kon­
trollieren. Durch die begrenzte Mobilität 
bestimmter Kategorien von Arbeitskräf­
ten steige die regionale Arbeitgebermacht. 
So könne man zum Beispiel die oft sehr 
niedrigen Löhne von verheirateten Frauen 
erklären. 

2.3 Keynesianismus und  
Wachstumstheorien

In keynesianischen Theorien wird der Dop­
pelcharakter der Löhne berücksichtigt, 
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die zugleich sowohl betriebliche Kosten 
als auch gesamtwirtschaftliche Nachfra­
ge darstellen. Von einer Erhöhung der 
Reallöhne im unteren Einkommensbe­
reich werden erhebliche Nachfrageeffekte 
erwartet, da diese Einkommensgruppen 
eine hohe Konsumneigung aufweisen. Die 
Arbeitsnachfrage ist weitgehend abhängig 
von der Güternachfrage. Eine durch die 
Erhöhung geringer Löhne ausgelöste stei­
gende Güternachfrage erhöht die Nach­
frage und somit auch die Beschäftigung 
(Bartsch 2009, S. 23ff.).2 Ausgangspunkt 
neuerer Wachstumstheorien ist der viel­
fach nachgewiesene Zusammenhang von 
wirtschaftlichem Wachstum und Investi­
tionen in Humankapital. Die Kernannah­
me ist, dass ein Mindestlohn die Anreize 
für Unternehmen erhöht, in Humankapi­
tal zu investieren. In weiteren Mehrgenera­
tionen-Modellen werden zusätzlich die In­
vestitionen von Eltern in die Ausbildung 
der Kinder thematisiert, die mit höherem 
Lohn steigen. Cahuc/Michel (1996) zeigen, 
dass eine Absenkung des Mindestlohnes 
aus diesem Grund sogar das wirtschaft­
liche Wachstum verringern kann. Acemo-
glu/Pischke (1999) machten zudem darauf 
aufmerksam, dass höhere Löhne den Be­
stand an Humankapitalinvestitionen und 
damit das Wachstumspotenzial von Unter­
nehmen erhöhen können, da die Unterneh­
men die Produktivität der Beschäftigten 
beispielsweise durch Weiterbildung an das 
Lohnniveau anpassen. 

2.4 Zwischenfazit

Die meisten theoretischen Arbeiten zu 
Beschäftigungswirkungen von Mindest­
löhnen unterstellen ausschließlich Verän­
derungen der Lohnhöhe und modellieren 
deren mögliche Auswirkungen auf Be­
schäftigung unter Abstraktion von Raum, 
Zeit und institutionellen Rahmenbedin­
gungen. Aus der umfangreichen Litera­
tur zu den Varianten des Kapitalismus  
(Varieties of Capitalism) (Bosch/Lehn­
dorff/Rubery 2009) wissen wir aber unter 
anderem, dass die gleiche Intervention in 
den Arbeitsmarkt in einem Land negative 
und in einem anderen neutrale oder sogar 
positive Auswirkungen auf Beschäftigung 
haben kann – je nachdem, ob durch insti­
tutionelle Komplementaritäten mögliche 
negative Effekte vermieden oder verstärkt 
werden. Auch Zeit spielt eine große Rolle, 
da kompensierende und proaktive Maß­
nahmen, wie die Weiterbildung von Be­

schäftigten oder die Reorganisation eines 
Unternehmens, einen zeitintensiven orga­
nisatorischen Vorlauf haben. Man könn­
te also vermuten, dass ein Mindestlohn 
in gleicher Höhe völlig unterschiedliche 
Wirkungen hat, je nachdem, ob er über­
fallartig eingeführt oder frühzeitig ange­
kündigt wird. Großbritannien hat daher 
die Erhöhungen des Mindestlohnes immer 
frühzeitig angekündigt, um den Unter­
nehmen Zeit für Reorganisationen oder 
Weiterbildung zu geben (Bosch/Weinkopf 
2006). Die Wirkungen von Mindestlöhnen 
werden sich vermutlich auch unterschei­
den, je nachdem ob sie auf ein innova­
tionsfreudiges bzw. innovationsfeindliches 
Umfeld treffen. Deutschland wurde in  
der oben genannten Literatur zu den  
Varianten des Kapitalismus als ein Beispiel 
für ein solches innovationsfreundliches 
Umfeld hervorgehoben, weil hierzulande 
durch die Kombination von guter Aus­
bildung, Kündigungsschutz, Mitbestim­
mung und langfristiger Orientierung der 
Unternehmen bei gleichzeitiger Spezia­
lisierung auf Qualitätsprodukte eine hohe 
Produktivität erzielt werden konnte. In 
Wirtschaftssystemen mit einem solchen 
Gleichgewicht hoher Qualifikationen 
(high skill equilibrium) lassen sich höhe­
re Löhne besser rechtfertigen als in Sys­
temen, die auf niedrigen Qualifikationen 
(low skill equilibrium) basieren (Finegold/
Soskice 1988).  

Die OECD ist von diesen Forschungser­
gebnissen nicht unbeeindruckt geblieben. 
Sie verweist daher bei der Bewertung ganz 
unterschiedlicher Arbeitsmarktinterven­
tionen und -regulierungen in ihrem jähr­
lich erscheinenden Beschäftigungsbericht 
(Employment Outlook) zunehmend auf die 
Bedeutung institutioneller Komplementa­
ritäten. Ein bekanntes Beispiel ist die posi­
tive Bewertung der großzügigen dänischen 
Arbeitslosenunterstützung, die trotz einer 
Lohnersatzrate von 90 % wegen ihrer engen 
Verknüpfung mit Qualifizierungs- und Ak­
tivierungsstrategien nicht zu der in vielen 
Lehrbüchern vorausgesagten Erhöhung der 
Langzeitarbeitslosigkeit führt. 

Auf der Basis dieser knappen Erörte­
rung kann man (ähnlich wie OECD 1998) 
Folgendes festhalten: 

(1) Theoretisch lässt sich kein strikter Zu­
sammenhang zwischen Mindestlöhnen 
und Beschäftigung ableiten. Die Einfüh­
rung von Mindestlöhnen kann je nach 
Marktkonstellationen, institutionellem 

Umfeld und Reaktionen der Akteure po­
sitive oder negative Auswirkungen haben. 

(2) Offensichtlich gibt es Spielräume für 
die Festsetzung von Mindestlöhnen, so­
dass negative Beschäftigungseffekte erst 
bei Überschreitung eines bestimmten Ni­
veaus erfolgen, während unterhalb dieses 
Niveaus Mindestlöhne beschäftigungs­
politisch neutral sind oder sogar positive 
Effekte aufweisen.

(3) Die Beschäftigungseffekte hängen von 
Reaktionen der Akteure ab. In einem hoch­
innovativen Umfeld, in dem ein Mindest­
lohn die Unternehmen, die Beschäftigten 
und auch den Staat zu Innovationen ver­
anlasst, sind die Wirkungen eher positiv 
als in einer nicht innovativen Umgebung.

(4) Um zeitlichen Spielraum für Verbesse­
rungen der Arbeitsorganisation, Weiter­
bildung und technologische Innovationen 
zu schaffen, muss die Einführung oder 
Erhöhung eines Mindestlohnes frühzeitig 
angekündigt werden. 

(5) Bei einem großen Arbeitskräfteangebot 
kann ein Mindestlohn zu einer Substitu­
tion geringer Qualifizierter durch höher 
Qualifizierte führen. Dieser Effekt kann 
jedoch durch gezielte Qualifizierungsan­
strengungen für gering Qualifizierte neu­
tralisiert werden. 

Offensichtlich ist das „Wie“ bei der Einfüh­
rung von Mindestlöhnen – also die Höhe 
und der Einführungsprozess – wichtiger 
als das „Ob“. Welches Niveau und welche 
Implementationsbedingungen notwendig 
sind, um negative Beschäftigungseffekte 
zu vermeiden, lässt sich nur empirisch 
feststellen. 

3
Ergebnisse der neueren  
Mindestlohnforschung

3.1 Modellrechnungen

Zunächst einmal ist es notwendig, genauer 
zu bestimmen, was unter empirischen Un­
tersuchungen zu den Beschäftigungseffek­

2	 Diese Diskussionslinie wird detaillierter im Beitrag 
von Daniel Detzer in diesem Heft verfolgt. 

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2010-8-404 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 08.05.2026, 10:06:59. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0342-300X-2010-8-404


407WSI Mitteilungen 8/2010

ten von Mindestlöhnen zu verstehen ist. 
So zählen beispielsweise Bachmann et  al. 
(2008) auch Simulationsrechnungen zu 
empirischen Untersuchungen. Alle in die 
Zukunft gerichteten Schätzungen und 
Prognosen, wie methodisch anspruchsvoll 
sie auch sein mögen, bleiben jedoch Mo­
dellrechnungen und sind nicht der harte 
empirische Test unterschiedlicher aus der 
Theorie abgeleiteter Hypothesen. Vor al­
lem aber können die Ergebnisse solcher 
Schätzungen immer von ihren Autorinnen 
und Autoren  durch die Auswahl ihrer An­
nahmen gestaltet werden. 

Ragnitz/Thum (2007) legen ihrer Be­
rechnung eine negative Lohnelastizität von 
minus 0,75 zugrunde. Dies bedeutet, dass 
eine Erhöhung des Lohnes um 1 % zu ei­
ner Verringerung der Beschäftigung von 
0,75 % führt. Unter dieser Annahme führt 
ein Mindestlohn in Höhe von 7,50 € zu ei­
nem Verlust von 1,1 Mio. Beschäftigungs­
verhältnissen. Bachmann et al. (2008) kom­
men in ihren Modellrechnungen sogar zu 
einem Verlust von 1,22 Mio. Arbeitsplätzen 
bei Einführung eines Mindestlohnes von 
7,50 €. Zwei Studien des Deutschen Insti­
tuts für Wirtschaftsforschung (DIW) rech­
nen mit negativen Beschäftigungseffekten 
von 141.000 bzw. 291.000 Personen (Müller 
2009; Müller/Steiner 2008). Überraschend 
ist die hohe Streubreite der Berechnungen. 
Der höchste Wert liegt fast neunmal höher 
als der niedrigste. Hüther (2008) vom Ins­
titut der deutschen Wirtschaft (IW) sieht 
ohne tiefere Begründung 4 Mio. Arbeits­
plätze gefährdet. Wenn man diesen Wert 
mit einbezieht, steigt die Spannbreite auf 
eine Relation von eins zu achtundzwanzig.

Die Modelle von Ragnitz/Thum (2007) 
sowie von Bachmann et al. (2008) bein­
halten nicht nur hohe negative Lohnelas­
tizitäten, wie sie in den empirischen Un­
tersuchungen zu Mindestlöhnen selbst für 
gering Qualifizierte oder Teenager nicht 
gefunden wurden. Hier liegen die Wer­
te meistens bei 0,2 (Neumark/Wascher 
2007a). Vielmehr werden auch Nachfra­
gewirkungen erhöhter Mindestlöhne aus­
geblendet. Unter Berücksichtigung der 
Nachfragewirkungen sowie realistischer 
Lohnelastizitäten kommt Bartsch (2009) 
sogar zu positiven langfristigen Beschäf­
tigungswirkungen von rund 100.000 Per­
sonen. Diese Berechnungen sind deutlich 
realitätsnäher. Ein „Beweis“ für positive 
Effekte sind sie jedoch auch nicht. Einen 
solchen Beweis kann letztlich nur echte 
Empirie liefern. 

Dazu schrieben Burkhauser/Finegan 
(1993, S. 123), dass 40 Jahre empirische 
Forschung keinen Zweifel daran lassen, 
dass Mindestlöhne die Beschäftigung re­
duzieren. Diese Auffassung ist zwar auch 
heute noch weit verbreitet, kann aber durch 
eine Vielzahl neuerer empirischer Studien 
als widerlegt gelten. 

3.2 Empirische Forschungs­
befunde

USA UND FRANKREICH

Card und Krueger (1994, 1995) haben mit 
ihren Studien den Grundstein für eine dif­
ferenzierte Sicht gelegt. Diese beiden Au­
toren untersuchten die Entwicklung der 
Beschäftigung in der Fast-Food-Branche 
in den benachbarten US-Bundesstaaten 
New Jersey und Pennsylvania nach der 
deutlichen Erhöhung des Mindestlohnes 
in New Jersey.3 Fast Food-Restaurants gel­
ten als der Prototyp von lohnintensiven 
Branchen mit hohem Preiswettbewerb und 
leicht austauschbaren Arbeitskräften, die 
sehr elastisch auf Lohnerhöhungen reagie­
ren. In diese „quasi-experimentelle“ Un­
tersuchung wurden 331 Fastfood-Restau­
rants in New Jersey und 79 in Pennsylvania 
einbezogen. Der Vergleich zeigte, dass die 
Beschäftigung in New Jersey trotz der Er­
höhung des Mindestlohnes nicht zurück­
ging, sondern sogar etwas stärker anstieg 
als in Pennsylvania.

Nun kann man mit Recht fragen, ob 
die gleichen Wirkungen der Anhebung 
eines relativ niedrigen Mindestlohnes in 
einem US-amerikanischen Staat auch in 
US-Staaten mit höheren Mindestlöhnen 
zu beobachten sind. Card/Krueger (1995) 
haben dies nicht nur in mehreren eige­
nen Untersuchungen4 bestätigen können, 
sondern auch eine neue Welle „quasi- 
experimenteller“ Forschungen in den USA, 
vor allem im Institute for Labour and 
Employment in Berkeley, angeregt. Mit 
„quasi-experimentell“ ist der Vergleich 
der Auswirkungen von Mindestlöhnen auf 
die Beschäftigung in vergleichbaren realen 
Fällen mit unterschiedlichen Mindestlöh­
nen gemeint. Wie wir sehen werden, liegt 
das größte Problem dieser Vorgehensweise 
darin, die Vergleichbarkeit dieser realen 
Fälle sicherzustellen.

Dube et al. (2008) vergleichen Beschäf­
tigungs- und Lohndaten in 318 anein­
andergrenzenden Paaren von Counties, 
die jeweils zu einem anderen Bundesstaat 

gehören. Sie nehmen an, dass diese Coun-
ties wegen ihrer ähnlichen Wirtschaft­
struktur eher miteinander vergleichbar 
sind als die größeren Bundesstaaten mit 
ihren sehr heterogenen Wirtschaftstruk­
turen und ökonomischen Entwicklungen. 
Sie unterscheiden weiter zwischen Paaren, 
in denen nur der nationale Mindestlohn 
galt, es also keine Lohnunterschiede gab, 
und zwischen Vergleichspaaren mit unter­
schiedlichen Mindestlöhnen.5 Die Unter­
schiede im Mindestlohn zwischen diesen 
Vergleichspaaren lagen zwischen 1990 und 
2006 zwischen 7 % und 20 %, wobei die 
Unterschiede in den letzten Jahren gewach­
sen sind. Die anderen 1.380 Counties, die 
nicht zu den Vergleichsgruppen gehörten, 
wurden als Kontrollgruppe beibehalten. 
Die Studie zeigt, dass höhere Mindestlöhne 
in einem Vergleichspaar die tatsächlichen 
Verdienste der Beschäftigten in der Gast­
ronomie, aber auch in anderen typischen 
Niedriglohnbranchen, deutlich erhöhen, 
ohne dass es zu negativen Beschäftigungs­
effekten kommt. 

Dieses Ergebnis steht im Gegensatz zu 
früheren Arbeiten von Neumark/Wascher 
(1992, 2007b), die als Vergleichspaare Bun­
desstaaten auswählten. Dube et al. (2008) 
sehen in den großräumigen Vergleichen 
von Neumark/Wascher die Gefahr einer 
Verzerrung durch „nicht beobachtete 
Heterogenität“. Damit ist gemeint, dass 
bei nationalen Vergleichen der Beschäf­
tigungsentwicklung in einzelnen Staaten 
ganz andere Faktoren die Beschäftigungs­
entwicklung bestimmen als die Mindest­
löhne. So kann die Beschäftigungsent­
wicklung im Süden der USA durch die 
Entwicklung des Tourismus positiv und 
im sogenannten „rust-belt“ durch die Krise 
des verarbeitenden Gewerbes negativ be­
einflusst werden, ohne dass es etwas mit 
der Höhe der Mindestlöhne zu tun hat. 

3	 1992 erhöhte New Jersey den Mindestlohn um 
fast 20 % auf 5,05 $, während im benachbarten 
Pennsylvania der Mindestlohn bei 4,25 $ konstant 
blieb.

4	 Sie untersuchten etwa die Auswirkungen der 
Erhöhung des nationalen Mindestlohnes auf die 
Beschäftigung in Bundesstaaten mit niedrigen und 
solchen mit höheren Löhnen. In Bundesstaaten 
mit niedrigen Löhnen war der relative Lohnanstieg 
größer als in den Hochlohnstaaten. Tatsächlich 
sind die Löhne im unteren Bereich gestiegen, ohne 
dass dies jedoch die Beschäftigung verringerte. 

5	 Die amerikanischen Bundesstaaten können für 
ihren Staat den nationalen Mindestlohn über das 
nationale Mindestniveau anheben. Auch Städte 
und Gemeinden haben diese Möglichkeit. 
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Bei benachbarten Vergleichspaaren von 
Counties aus unterschiedlichen Staaten, 
also kleinen räumlichen Einheiten, sind 
diese Unterschiede erheblich verringert. 
Wenn Dube et al. (2008) ihre Kontrollpaa­
re aufgeben und zu den  groben Verglei­
chen von Neumark/Wascher zurückkeh­
ren, kommen sie hingegen zu negativen 
Beschäftigungswirkungen. Dies zeigt, 
wie anfällig die empirische Forschung zu 
Mindestlöhnen für unterschiedliche me­
thodische Spezifikationen ist. 

Bislang haben wir nur über Untersu­
chungen zu den einzelstaatlichen Min­
destlöhnen in den USA berichtet, die im 
Vergleich zu den westeuropäischen Min­
destlöhnen auf einem relativ niedrigen 
Niveau liegen. Viele amerikanische Städte 
haben aber inzwischen deutlich höhere 
Mindestlöhne für ihren Geltungsbereich 
festgelegt.6 Diese sogenannten „living wa­
ges“, die z. T. nur für öffentliche Aufträge 
gelten, orientieren sich an den Lebens­
haltungskosten, die in den Großstädten 
deutlich über dem Durchschnittsniveau 
liegen (Reich 2003, S. 205). So wurde der 
Mindestlohn in San Francisco 2004 auf 
8,50 $, 2007 auf 9,14 $ und 2009 auf 9,79 $ 
angehoben. Auftragnehmer der Stadt müs­
sen 2009 sogar einen Mindestlohn von 
11,54 $ zahlen. 

Dube et al. (2007) untersuchten die 
Wirkungen der Anhebung der „living 
wages“ in den Jahren 2004 und 2007. Sie 
bildeten wieder Vergleichspaare in San 
Francisco und Umgebung, analysierten 
aber diesmal nicht nur die Wirkungen auf 
die Beschäftigung im Gastronomiebereich, 
sondern auch auf Arbeitszeit, Kranken­
versicherung, Preise, Betriebszugehörig­
keit und Trinkgelder. Zudem wurde die 
Beschäftigung in den Touristenvierteln 
in San Francisco mit der Entwicklung in 
anderen Stadteilen verglichen, um eventu­
elle Sondereffekte aufzuspüren. Die „living 
wages“ erhöhten die Löhne im unteren 
Bereich deutlich, selbst in den chinesi­
schen Restaurants, die als kritischer Fall 
galten. Der Anteil der Beschäftigten, die 
weniger als 8,50 $ erhielten, verminderte 
sich von 50 % auf 5 %. Es wurden weder 
höhere Raten von Betriebsschließungen 
noch Beschäftigungsabbau festgestellt. 
Vor allem in den Fastfood-Restaurants 
erhöhten sich der Anteil der Vollzeitbe­
schäftigten und die Betriebszugehörigkeit. 
Die Preise wurden nur leicht angehoben. 
Die Qualität der Beschäftigung glich sich 
der in Bedienungsrestaurants an. Es gab 

keine Anzeichen, dass zum Ausgleich der 
Lohnerhöhungen die Zahlungen für Kran­
kenversicherung verringert wurden. 

Die Hinweise, dass eine Anhebung der 
unteren Löhne die Geschäftsmodelle von 
Unternehmen nachhaltig verändern kann, 
sind noch klarer in der Flughafenstudie 
von Reich et al. (2003) zu erkennen. Nach 
der Deregulierung der Flugindustrie 1978 
hatten alle Fluggesellschaften viele Tätig­
keiten zur Verringerung der Löhne aus­
gelagert, sodass ein großer Niedriglohn­
sektor entstanden ist. Etwa ein Drittel der 
30.000 Beschäftigten in 140 Unternehmen 
verdiente weniger als 10 $ pro Stunde. Die 
Flughafenkommission in San Francisco 
beschloss 2001 ein Qualitätsprogramm, 
das einen Mindestlohn von 10 $ ohne Sozi­
alleistungen und 11,25 $ mit Sozialleistun­
gen und zudem ein Anrecht auf 40 Stunden 
Qualifizierung vorsah. 9.700 Beschäftigte 
erhielten eine Lohnerhöhung, darunter 
5.400, die zuvor weniger als 10 $ pro Stun­
de bekommen hatten. Die Einstiegslöhne 
für einfache Tätigkeiten wurden um 33 % 
angehoben. Alle Beschäftigten sind nun 
krankenversichert. Die Löhne von weiteren 
2.550 Beschäftigten, die nicht direkt unter 
das Programm fielen, aber am Flughafen 
tätig waren, wurden ebenfalls erhöht. Die 
direkten Kosten des Programms lagen bei 
42,7 Mio. $ pro Jahr. Diese Kosten wurden 
teilweise wieder direkt eingespielt durch 
die Verringerung der Fluktuation. Diese 
fiel um 30 % in allen Unternehmen und um 
60 % in den Unternehmen, die die Löhne 
um mehr als 10 % erhöhten. Der größte 
Rückgang der Fluktuation von 94,7 % im 
April 2000 auf 18,7 % im September 2001 
war beim Personal der Sicherheitskont­
rollen zu verzeichnen. Allein hierdurch 
wurden 6,6 Mio. $ pro Jahr eingespart. Die 
Unternehmen berichten weiterhin, dass 
die Qualität der Arbeit gestiegen sei und 
sich Fehlzeiten sowie Beschwerdeeingaben 
(grievances) der Beschäftigten und Diszip­
linarmaßnahmen gegenüber Beschäftigten 
verringert hätten.

In einer Übersicht über die Mindest­
lohnforschung wies die OECD (1998, 
S. 47f.) auf – allerdings geringe – Beschäf­
tigungsrisiken für Jugendliche hin. So sei 
z. B. in Frankreich die Beschäftigungs­
quote von Teenagern zwischen 1975 und 
1996 um 18,5 % gesunken. Davon waren 
aber nur 0,3 % auf die Erhöhung des Min­
destlohnes, der Rest auf andere Faktoren 
wie den Ausbau des Bildungssystems zu­
rückzuführen. Untersuchungen zu den 

Wirkungen des Mindestlohnes in Frank­
reich auf die Beschäftigung Jugendlicher 
kommen zu unterschiedlichen Ergebnis­
sen, die von leicht positiven bis zu leicht 
negativen Beschäftigungseffekten reichen 
(Sturn 2008). Auch in den USA zeigte eine 
Reihe von Untersuchungen negative Be­
schäftigungseffekte von Mindestlöhnen 
für Teenager. Offensichtlich hängen die 
Ergebnisse in beiden Ländern sehr stark 
von den methodischen Spezifikationen ab. 

Allegretto et al. (2008) gingen in der 
Kontrolle der unbeobachteten räumli­
chen Heterogenität noch einen Schritt 
über Dube et al. (2008) hinaus. Sie vergli­
chen die Beschäftigungsentwicklung von 
Teenagern in Vergleichspaaren von Coun-
ties aus unterschiedlichen Staaten, die vom 
Bureau of Labor Statistics als Pendlerregi­
onen identifiziert wurden. Der Vergleich 
beschränkt sich somit auf Regionen, die 
durch Pendlerströme ökonomisch unmit­
telbar miteinander verbunden sind. Die 
Autoren zeigen, dass höhere Mindestlöhne 
die Beschäftigung von Teenagern nicht ne­
gativ beeinflussen. Sie finden sogar positive 
Effekte, die allerdings statistisch nicht sig­
nifikant sind. Sobald sie diesen detaillier­
ten Vergleich aufgeben und Counties in den 
USA mit unterschiedlichen Mindestlöh­
nen miteinander vergleichen, werden die 
traditionellen negativen Effekten reprodu­
ziert. Selbst diese liegen jedoch mit rund 
0,15 noch weit unter den negativen Loh­
nelastizitäten, mit denen Bachmann et al. 
(2008) und Ragnitz/Thum (2007) rechnen. 

DEUTSCHLAND

Die bislang einzige empirische Studie zu 
Mindestlöhnen in Deutschland wurde von 
König/Möller (2007) vorgelegt. Sie unter­
suchen den Einfluss des Mindestlohnes in 
der Bauwirtschaft nach dem Arbeitneh­
mer-Entsendegesetz. In ihrem „quasi-
experimentellen“ Ansatz vergleichen sie 
die Beschäftigungsentwicklung von Ar­
beitnehmern mit Mindestlohn und einer 
Vergleichsgruppe mit einem leicht höheren 
Verdienst. Sie kommen zu leicht positiven 
(allerdings nicht oder nur schwach signifi­
kanten) Effekten für Westdeutschland und 
zu negativen Effekten in Ostdeutschland. 
Das Studiendesign ist überzeugend. Das 
eigentliche Problem der Studie liegt in der 
Datenlage. Ein Teil der Beschäftigten, die 

6	 2003 waren es fast 100 US-amerikanische Städte 
und Gemeinden (Reich 2003, S. 199).
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den Mindestlohn erhalten, sind auslän­
dische Werkvertragsnehmer, die in den 
deutschen Lohn- und Gehaltsstatistiken 
nicht auftauchen. Verlagerungen zwischen 
heimischen Arbeitskräften und Werkver­
tragsnehmern können damit nicht erfasst 
werden. Zudem ist nicht klar, ob der Min­
destlohn für Werkvertragsnehmer wirk­
lich gezahlt wird. Die Verstöße in diesem 
„grauen Markt“ sind beachtlich (Bosch/
Worthmann 2006). Umso überraschender 
sind die positiven Effekte in Westdeutsch­
land und die nur leicht negativen Effekte 
in Ostdeutschland mit seiner insgesamt 
prekären Beschäftigungssituation zum 
Untersuchungszeitpunkt. 

LÄNDERVERGLEICHE

Die institutionellen Komplementaritäten, 
die negative Wirkungen von Mindest­
löhnen kompensieren können, stehen im 
Vordergrund eines Sechs-Ländervergleichs 
(Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Niederlande und die USA) 
(Bosch 2009; Gautié/Schmitt 2010). Von 

diesen sechs Ländern hat Dänemark mit 
einem tariflich vereinbarten Mindestlohn 
von 13,80 € (12 € plus 1,80 € Urlaubsgeld) 
die weitaus höchste Mindestlohnschwel­
le und gemeinsam mit Frankreich den 
niedrigsten Anteil an gering Bezahlten. 
Der Mindestlohn in Dänemark wird zu­
dem noch durch eine Lohnersatzrate von 
90 % bei Arbeitslosigkeit stabilisiert. Nach 
den neoklassischen Arbeitsmarktmodellen 
müsste dies zu hoher Arbeitslosigkeit vor 
allem bei gering Qualifizierten führen. 
Dänemark hat jedoch trotz seines hohen 
Mindestlohnes nicht nur die höchste Be­
schäftigungsquote aller Vergleichsländer, 
sondern auch die zweithöchste Beschäfti­
gungsquote der gering Qualifizierten im 
Ländervergleich (Abbildung 1). 

Aufgrund des guten Bildungssystems 
ist zudem die Gruppe der gering Quali­
fizierten kleiner als in den anderen Län­
dern. Eine Ursache für die hohe Beschäf­
tigungsquote der gering Qualifizierten in 
Dänemark sind höhere Investitionen in 
die Weiterbildung (Tabelle 1). Auch Frank­
reich gelingt es, mit Hilfe seines nationalen 

Weiterbildungsfonds höhere Investitionen 
in die betriebliche Weiterbildung gering 
Qualifizierter anzuregen als die anderen 
Länder mit höheren Niedriglohnanteilen. 
Die potenziell negativen Beschäftigungsef­
fekte höherer Mindestlöhne können somit 
durch die positiven Wirkungen von Aus- 
und Weiterbildung kompensiert werden. 

4
Schlussfolgerungen

Die neuere empirische Mindestlohnfor­
schung zeigt, dass nicht nur sehr niedrige 
Mindestlöhne, wie die Mindestlöhne in 
vielen US-Staaten, beschäftigungsneutral 
sind, sondern auch die Mindestlöhne in 
westeuropäischen Staaten, die von mehr als 
8 € bis 13,80 € (Dänemark) reichen, oder 
die „living wages“ in US-amerikanischen 
Städten, die in Kaufkraft gemessen bei 
10 € und mehr liegen. Es ist somit nicht 
mehr möglich, die Forschungsergebnisse 
wegen der geringen Höhe der untersuchten 
Mindestlöhne als für Deutschland irrele­
vant zu qualifizieren.

Mindestlöhne können die Geschäfts­
modelle von Unternehmen nachhaltig 
beeinflussen. Sie können dazu beitragen, 
die im Niedriglohnbereich oft sehr hohe 
Fluktuation so weit zu verringern, dass sich 
für Unternehmen Investitionen in Wei­
terbildung und auch eine Erweiterung der 
Arbeitsinhalte wieder lohnen. Gleichzeitig 
verringern sich die Aufwendungen für die 
Kontrolle der Beschäftigten, die besser mo­
tiviert sind und eigenständiger arbeiten. Es 
gibt starke Hinweise auf monopsonistische 
Arbeitsmarkstrukturen in Niedriglohn­
bereichen. Durch Mindestlöhne können 
Extraprofite abgebaut und marktgerechte 
Löhne gesichert werden. 

Länder mit einem institutionellen Um­
feld, das Weiterbildung, Modernisierung 
der Arbeitsorganisation und Innovation 
unterstützt, können sich höhere Mindest­
löhne eher  „leisten“ als Länder ohne sol­
che positiven Rückkoppelungen. Das in 
Deutschland häufig verwendete Argument, 
die britischen und US-amerikanischen 
Forschungsergebnisse kämen vor allem 
wegen des niedrigen Regulierungsniveaus 
der dortigen Arbeitsmärkte nicht zu nega­
tiven Beschäftigungseffekten, konnte nicht 
bestätigt werden. Es spricht hingegen vieles 
dafür, dass Mindestlöhne in deregulierten 
Arbeitsmärkten wegen unzureichender in­

Tabelle 1: Anzahl der zu erwartenden Weiterbildungsstunden  
für 25- bis 65-Jährige in nicht formaler Weiterbildung nach  
Bildungsniveau 2003 (pro Kopf im Lebensverlauf)
Land Unterhalb Sekundarstufe II Sekundarstufe II Tertiär
Dänemark 719 836 1230
Deutschland 130 390   650
Frankreich 450 692 1061
Niederlande 216 308   322
Großbritannien 103 297   480
USA – 374   746

Quelle: OECD 2008a, Table C5.1a.

Abb. 1: Beschäftigungsquoten insgesamt und mit einer
Qualifikation unterhalb Sekundarstufe II – in % –
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Quelle: OECD 2008.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2010-8-404 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 08.05.2026, 10:06:59. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0342-300X-2010-8-404


410 WSI Mitteilungen 8/2010

stitutioneller Unterstützung etwa von Wei­
terbildung niedriger als in Arbeitsmärkten 
mit pro-aktiven Regulierungen sind. 

Die größte Schwäche der neoklassi­
schen Marktmodelle sind die statischen 
Annahmen über die Produktivität der Be­
schäftigten und die Innovationsfähigkeit 
der Unternehmen. Die Annahme, dass 
Unternehmen reine Preisanpasser seien 
und die Produktivität von Beschäftigten 
ein unverrückbares individuelles Merkmal 
sei, entspricht nicht der Realität dynami­

scher Märkte und innovativer Unterneh­
mer. Zudem bleibt unberücksichtigt, dass  
in den vernetzten modernen Unternehmen 
das Produktionsergebnis weitgehend ein 
Produkt gemeinsamer Arbeit ist. Der in 
der Volkswirtschaftstheorie unterstellte 
Fall abgrenzbarer Einzelproduktivitäten 
ist eher die Ausnahme. 

Aus der internationalen Forschung 
kann man folgende Schlussfolgerungen 
für Deutschland ziehen: Da Unternehmer 
nicht reine Marktanpasser sind, müssen 

erstens Mindestlöhne frühzeitig angekün­
digt werden, damit Unternehmen Zeit für 
die eventuell notwendige Reorganisation 
haben. Zweitens sollte die Einführung von 
Mindestlöhnen durch eine aktive Qualifi­
zierungs- und Innovationspolitik begleitet 
werden, um die Produktivität der Beschäf­
tigten anzuheben. Drittens sollte man bei 
der Festsetzung von Mindestlöhnen vor­
sichtig einsteigen und dann die Mindest­
löhne schrittweise auf das westeuropäische 
Niveau erhöhen. 
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